FDP-Fraktion 
im Kreistag Landkreis Esslingen

Stellungnahme anlässlich 2. Lesung Haushalt 2012  am 10.11.2011
Dem Kreistag liegt erstmals ein Haushalt nach den Grundsätzen des NKHR vor.  Auch wenn es vereinzelt noch Gewöhnungsbedarf geben sollte, die neue Form des KHR ermöglicht eine bessere Beurteilung des finanzwirtschaftlichen Zustands des Landkreises als bisher. Eingefleischte Kameralisten mögen zwar der alten Betrachtungsweise nachtrauern, sie werden aber im Laufe der Zeit hoffentlich feststellen, dass das neue KHR die Transparenz wesentlich erhöht, den Substanzverzehr besser erfasst und damit auch eine effektivere Steuerung des Verwaltungshandelns ermöglicht. Noch ist es aber nicht ganz soweit. Der vorgelegte Entwurf ist solange nur ein Einstieg in die Neuzeit Kommunaler Rechnungslegung bis auch die Abschreibungen im Ergebnis ohne Einschränkungen berücksichtigt sind.  
Der vorgesehene Hebesatz für die Kreisumlage von 38,6 % kann nur durch eine Rücklagenentnahme 
von 10 Mio € erreicht werden. Dieser Dämpfungseffekt lässt sich nicht beliebig wiederholen,  die

verfügbaren Rücklagen sind endlich. Das gilt auch für die Rücklagen der Region, auf die diese 2012 
zur Verminderung ihres aktuellen Umlagebedarfs zurück und damit den Landkreisen unter die Arme greift.          
Bei den zuletzt überdurchschnittlichen Zuwachsraten der Steuerkraftsumme darf nicht vergessen werden, dass der vorhergehende Einbruch ebenfalls überdurchschnittlich war und die Erholung von einem
vergleichsweise niedrigeren Niveau aus erfolgt. Die Kurve wird flacher werden und sich der

aktuellen Konjunkturentwicklung anpassen.  
Inwieweit sich das auf die Kreisumlage auswirkt bleibt abzuwarten. Laut Planung soll bis 2015 

jedenfalls kein Anstieg erfolgen sondern eine nochmalige Verringerung um einen halben Punkt.
Und da sind ja auch noch die laufenden Kredite, die es abzutragen gilt. Anzustreben ist, dass zunächst 

eine Nettokreditaufnahme von 0 erreicht wird. Mittelfristiges Ziel sollte es sein, die Verschuldung (ohne Kliniken) auf 100 Mio € zurück zu führen (Planansatz 31.12.2012  109,72 Mio € nach 105,7 Mio €  z. 31.12.2011). Die Erhöhung der Kreisumlage hierzu zum jetzigen Zeitpunkt bedeutet lediglich eine Verlagerung der Kreditaufnahme auf die Städte und Gemeinden, denn diese müssten ihren höheren Anteil weitgehend über eigene Kredite finanzieren. Hier gilt es einigermaßen ein Gleichgewicht einzuhalten. Insoweit ist die geplante Kreditaufnahme von rd. 4,0 Mio € vertretbar.
Haushaltsverbesserungen 2012 sind nach unserer Auffassung zur Verminderung der Kreditaufnahme
zu verwenden.

Zunehmend belasten die Kreiskliniken den  Kreishaushalt. Neben den Tilgungszuschüssen müssen nun auch Kreditzinsen übernommen werden. Dies folgt dem Trend in anderen Landkreisen.
Teilweise verabschiedet man sich dort schon von der bisherigen Vorstellung, die Kliniken könnten sich 

wirtschaftlich selbst tragen. Der Landrat BB hält als Beitrag des Kreishaushalts 1 KUP + X für notwendig. 

Das 2011 vorgelegte Konsolidierungskonzept sieht vor dass 2015 wieder ein ausgeglichenes Ergebnis erwirtschaftet werden soll. Nachdem am Standort Ruit die Baumaßnahmen zum Ende kommen, wird sich zeigen, ob und wie die dortigen Ergebnisbelastungen zurückgehen. Uns interessiert dabei, auf welche
Kennzahlen die Geschäftsleitung bei der Steuerung des Betriebs zurückgreift, insgesamt und standortbezogen. 

Bei der Konsolidierung darf es keine Tabus geben. Selbstverständlich hat die Patientenversorgung
Vorrang – aber mit wirtschaftlich vertretbaren Strukturen.

Die Personalkosten sollen 2012 um 4,77 % (3,096 Mio €) steigen. Davon entfallen 3,8 % (2,447 Mio €) wohl auf unabänderliche und nicht beeinflussbare externe Faktoren. Um so mehr ist die weitere Stellenvermehrung kritisch zu beleuchten. 2012 sollen es netto 13,2 Stellen mehr sein. Im Stellenplan ist zwar aus Sicht der Verwaltung alles wohl begründet. Wir werden das im zuständigen Ausschuss nochmals aufgreifen.
Mit der Umsetzung des Schulentwicklungsplans stellt der Landkreis die Weichen für die Zukunft.

Das gilt mit der fortschreitenden Sanierung der Rohräckerschule auch für die  Sonderschulen. Die Frage der Inklusion wird dabei immer zu stellen sein. Trotz aller Forderungen: 100 % Inklusion kann es nicht geben. Inklusion also ja wo es sinnvoll ist, auch durch Außenklassen,  wo sind weitere geplant ?
welche Erfahrungen gibt es bisher?   
Die Absicht der Verwaltung, wieder in eine „einigermaßen planmäßige Instandhaltung von Straßen, 
Brücken und Wegen einzusteigen“ wird von der FDP-Fraktion ausdrücklich unterstützt. Der Planung entnehmen wir, dass auch die unter allen Kreisstraßen im schlechtesten Zustand  befindliche K 1203 Ohmden – Schlierbach in absehbarer Zeit nunmehr zur Sanierung ansteht. Wir hoffen, dass diese Maßnahme nicht noch anderen überraschenden Ereignissen zum Opfer fällt. 
Dass die Neuordnung des Straßennetzes auf den östlichen Fildern Änderungen mit sich bringt, liegt
auf der Hand. Die bedeutet aber nicht, dass bestehende Straßenverbindungen zu Feldwegen degradiert

werden. Die Straße zwischen Scharnhausen und Plieningen muss zumindest für den öffentlichen Busverkehr und ggf. auch Anlieger offen bleiben. 

Der AWB ist gut aufgestellt. Die Müllgebühren sinken erneut. Von unserer Seite besteht kein Interesse, daran etwas zu ändern.
Die derzeit vieldiskutierte Änderung kommt im Übrigen aus dem CDU-geführten Umweltministerium. 
Hier scheint es vereinzelt falsche Zuordnungen zu geben. 

Private Entsorger sind im Landkreis heute schon mit dem Einsammeln der verschiedenen Stoffe beauftragt, gegen gutes Geld, ohne Risiko, diese Partnerschaft gilt es zu erhalten – im Interesse der
Gebührenzahler. 

Und wer am gelben Sack hängt, na ja.,  

Wer fährt schon wegen einer alten Bratpfanne zur nächsten Sammelstation ? 

Bei der Aufstellung von Windkraftanlagen halten wir es für dringend erforderlich, auf die für den

Landkreis so typische Landschaft wie den Albtrauf besondere Rücksicht zu nehmen. Wir unterstützen auch hier die Verwaltung, wenn sie  sensible Gebiete vor der Aufstellung solcher Anlagen bewahren möchte.  In diese Richtung gehen ja auch die aktuellen Stellungnahmen von NABU und BUND zu den Plänen der Landesregierung. Dass den Windkraftanlagen auch im Südwesten größere Anteile an der Stromerzeugung zuwachsen sollen ist dabei unstrittig. Man sollte aber auch nicht die dringend erforderliche Ertüchtigung des Leitungsnetzes vergessen, sonst nützen eines Tages all die eleganten

Windräder wenig (2009:  65 Tage vom Netz,  2010: 107 Tage). 
Auch deren Stillstand zahlt der Verbraucher. Jegliche Romantik ist hier fehl am Platz. 
Die FDP sagt JA zu Stuttgart 21 und NEIN zum Kündigungsgesetz. 

Es ist unverantwortlich, der Bevölkerung vorgaukeln zu wollen, es gäbe noch ein zurück.
Herr des Verfahrens ist die Bahn. Geschlossene Verträge sind einzuhalten. Wir sind schließlich in 

keiner sogenannten Bananenrepublik. 
Das Projekt ist seit Jahren durch alle Instanzen getrieben und bestätigt worden. Wer sagt, er sei

nicht hineichend informiert worden hat einfach nur gepennt: Seit Jahren konnte die Planung im Turm

des Stuttgarter Hauptbahnhofs besichtigt werden. Bei der ersten Abstimmung im Regionalparlament
Mitte der 90-er Jahre gab es nur eine Enthaltung. Also haben auch Grüne dem Projekt „Grünes Licht“

gegeben. 

Die Vorteile für den gesamten Landkreis sind eindeutig:
- Ausbau des Schienennetzes, auch für die S-Bahn nach Neuhausen
  bessere Zugverbindungen in alle Richtungen mit wesentlich kürzeren Fahrzeiten

- Verkehrsdrehscheibe mit Filderbahnhof / Flughafen / überörtliches Straßennetz
- konjunkturelle Impulse durch die Baumaßnahmen

Wir unterstützen daher auch die vom Landrat gemeinsam mit dem Präsidenten der IHK Bezirkskammer ES und dem Esslinger Oberbürgermeister begründete Initiative „NEIN zum Kündigungsgesetz = für Stuttgart 21“.
Mit der Mentalität der Verhinderer gäbe es keine Neubaustrecken STUTTGART – MANNHEIM,
WÜRZBURG – HANNOVER und FRANKFURT – KÖLN, alles Erfolgsmodelle. Die neue
Bahninfrastruktur von STUTTGART  bis nach  ULM wird dem folgen.

Hinterwäldler haben ein Land noch nie nach vorne gebracht.  

Die FDP-Fraktion lehnt die Übertragung weiterer Zuständigkeiten von den Landkreisen auf die

Region ab. Wir wissen uns dabei in Übereinstimmung mit der FDP-Regionalfraktion. 
Der Busverkehr kann nicht bis in den letzten Winkel der Landkreise zentral von Stuttgart aus gelenkt werden. Dies muss Angelegenheit der Landkreise bleiben. 

Dasselbe gilt für die Bestrebungen, das Krankenhauswesen bei der Region zu bündeln. Zwar ist eine landkreisübergreifende Kooperation wo notwendig umzusetzen, Entscheidungsträger müssen die Kreistage und die Kreisverwaltungen mit ihren Kliniken bleiben.

Die Verwaltung hat es geschafft, einen Haushaltsentwurf vorzulegen, der die finanziellen Möglichkeiten
ausschöpft und das Notwendige berücksichtigt. Weitere Spielräume sind nicht vorhanden. Anlass für zusätzliche ausgabenwirksame Anträge sehen wir daher nicht. Nachdem bereits in den Vorjahren die  

sogenannten Freiwilligkeitsleistungen auf Einsparmöglichkeiten abgeklopft wurden, macht es keinen
Sinn dieses Thema erneut aufzugreifen. 

Anträge FDP-Fraktion 2. Lesung Haushalt   10.11.2011 
Kreiskliniken

1. Mit welchen Kennzahlen steuert die Betriebsleitung den Betrieb

a) insgesamt

b) an den einzelnen Standorten

2. Wie ist das innerbetriebliche Berichtswesen organisiert ?

Inklusion Schulen

1.  In welcher Form wird die Inklusion bisher im Einzelnen umgesetzt ?

2.  Sind Außenklassen ein geeigneter Weg zur Umsetzung der Vorgaben ?
3. Wo sind derzeit Außenklassen eingerichtet bzw. weitere geplant ?

4. Welche zusätzlichen Kosten entstehen durch die laufenden Inklusionsprojekte ?

5. Wie viele Schüler nehmen derzeit an Inklusionsprojekten teil ?
